
Tenor 

1. Das Königreich Belgien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2006/17/EG der Kommission vom 8. Februar 
2006 zur Durchführung der Richtlinie 2004/23/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates hinsichtlich technischer Vor­
schriften für die Spende, Beschaffung und Testung von mensch­
lichen Geweben und Zellen verstoßen, dass es die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
nachzukommen, nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen 
hat. 

2. Das Königreich Belgien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 69 vom 21.3.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 22. 
September 2009 — Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften/Königreich Belgien 

(Rechtssache C-9/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Öffentliche Ge­
sundheit — Richtlinie 2004/23/EG — Festlegung von Qua­
litäts- und Sicherheitsstandards für die Spende, Beschaffung, 
Testung, Verarbeitung, Konservierung, Lagerung und Vertei­
lung von menschlichen Geweben und Zellen — Nicht frist­

gerechte Umsetzung) 

(2009/C 282/30) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: C. Cattabriga und J. Sénéchal) 

Beklagter: Königreich Belgien (Prozessbevollmächtigter: 
D. Haven) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter 
Erlass oder nicht fristgerechte Mitteilung der Vorschriften, die 
erforderlich sind, um der Richtlinie 2004/23/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Fest­
legung von Qualitäts- und Sicherheitsstandards für die Spende, 
Beschaffung, Testung, Verarbeitung, Konservierung, Lagerung 
und Verteilung von menschlichen Geweben und Zellen (ABl. 
L 102, S. 48) nachzukommen 

Tenor 

1. Das Königreich Belgien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2004/23/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 31. März 2004 zur Festlegung von Qualitäts- und 
Sicherheitsstandards für die Spende, Beschaffung, Testung, Ver­
arbeitung, Konservierung, Lagerung und Verteilung von mensch­
lichen Geweben und Zellen verstoßen, dass es nicht alle Rechts- 

und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richt­
linie nachzukommen, innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen 
hat. 

2. Das Königreich Belgien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 69 vom 21.3.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 1. Oktober 
2009 — Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften/Tschechische Republik 

(Rechtssache C-100/09) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
2007/14/EG — Durchführungsbestimmungen zu bestimmten 
Vorschriften der Richtlinie 2004/109/EG — Nicht frist­

gerechte Umsetzung) 

(2009/C 282/31) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: L. Jelínek und P. Dejmek) 

Beklagte: Tschechische Republik (Prozessbevollmächtigter: 
M. Smolek) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter 
Erlass der Vorschriften, die erforderlich sind, um der Richtlinie 
2007/14/EG der Kommission vom 8. März 2007 mit Durch­
führungsbestimmungen zu bestimmten Vorschriften der Richt­
linie 2004/109/EG zur Harmonisierung der Transparenzanfor­
derungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, deren 
Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt zugelassen 
sind (ABl. L 69, S. 27), nachzukommen 

Tenor 

1. Die Tschechische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus Art. 24 der Richtlinie 2007/14/EG der Kommission vom 8. 
März 2007 mit Durchführungsbestimmungen zu bestimmten 
Vorschriften der Richtlinie 2004/109/EG zur Harmonisierung 
der Transparenzanforderungen in Bezug auf Informationen über 
Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel an einem geregelten 
Markt zugelassen sind, verstoßen, dass sie die Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie 
nachzukommen, nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen 
hat. 

2. Die Tschechische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 113 vom 16.5.2009.
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